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Corona . Verlängerung der Frist zur Aufrüstung von elektronischen Kassensystemen 
 
Zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen gilt seit dem 01. Januar 2020 die 
Pflicht, elektronische Kassensysteme mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 
zu schützen. Weil die entsprechende Technik zum Jahresanfang noch nicht verfügbar war, hatte das 
Bundesfinanzministerium eine Nichtbeanstandungsregelung bis zum 30. September 2020 erlassen, 
eine Verlängerung dieser aber ausgeschlossen. 
 
Da die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen derzeit aufgrund der Corona-Pandemie erschwert sind, 
gelten nun bundeslandspezifische Härtefallregelungen. So wurde z. B. in Schleswig-Holstein die Frist 
bis zum 31. März 2021 verlängert, geknüpft an die Bedingung, dass bis zum 30. September 2020 
nachweislich der fristgerechte Einbau einer TSE beauftragt worden sein muss. 
 
 
Einkommensteuer . Entfernungspauschale bei Hin- und Rückweg an unterschied-
lichen Arbeitstagen 
 
Die Entfernungspauschale für Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte deckt arbeits-
täglich einen Hin- und einen Rückweg ab. Legt ein Arbeitnehmer an einem Arbeitstag nur einen dieser 
Wege zurück, ist für den betreffenden Arbeitstag nur die Hälfte der Entfernungspauschale als 
Werbungskosten zu berücksichtigen. So lautet eine aktuelle Entscheidung des BFH vom 
12. Februar 2020. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Arbeitnehmer suchte regelmäßig arbeitstäglich seinen Arbeitsplatz auf und kehrte noch am selben 
Tag von dort nach Hause zurück. Vereinzelt erfolgte die Rückkehr nach Hause jedoch erst an einem 
der nachfolgenden Arbeitstage. Der Arbeitnehmer machte auch in diesen Fällen sowohl für die Hin- 
als auch die Rückfahrt die volle Entfernungspauschale als Werbungskosten geltend. Damit hatte er 
jedoch weder beim Finanzgericht Münster noch beim BFH Erfolg.  
 
Die Entfernungspauschale deckt zwei Wege (einen Hin- und einen Rückweg) ab. Ein Arbeitnehmer, 
der an einem Arbeitstag nur einen Weg zurücklegt, kann folglich auch nur die Hälfte der Entfernungs-
pauschale von € 0,30 – also € 0,15 je Entfernungskilometer und Arbeitstag – als Werbungskosten 
abziehen.  
 
Das Finanzgericht Münster (Vorinstanz) hatte eine andere Sichtweise vertreten: Die Entfernungs-
pauschale von € 0,30 wird für jeden vollen Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte für die Hinfahrt gewährt. Findet die Rückfahrt von der ersten Tätigkeitsstätte zur 
Wohnung an einem anderen Tag statt, ist hierfür keine (weitere) Pauschale zu berücksichtigen.  
 
Im Sachverhalt des Streitfalls führten beide Sichtweisen rechnerisch zum selben Ergebnis. Die 
Praxisrelevanz ergibt sich aber insbesondere dann, wenn der Arbeitnehmer von einer von der ersten 
Tätigkeitsstätte aus unternommenen mehrtägigen Dienstreise unmittelbar zu seiner Wohnung zurück-
kehrt. Hier wäre die Ansicht des Finanzgerichts Münster günstiger gewesen. 
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Einkommensteuer . Anerkennung von Vermietungsverlusten bei unentgeltlicher 
Übertragung des Mietobjekts auf Angehörige 
 
Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Niedersachsen vom 25. Februar 2020 sind Vermietungs-
verluste rückwirkend nicht mehr anzuerkennen, wenn dem Finanzamt nachträglich Umstände bekannt 
werden, aus denen sich die bereits bei Abschluss des Mietvertrags bestehende Absicht einer späteren 
unentgeltlichen Übertragung des Vermietungsobjekts an den Mieter ergibt.  
 
Im Streitfall hatte der Steuerpflichtige ein Einfamilienhaus, das er kurze Zeit zuvor von seiner Mutter 
durch vorweggenommene Erbfolge erhalten hatte, an seinen Sohn und seine Schwiegertochter 
vermietet. Der Mietvertrag war auf unbestimmte Zeit geschlossen. Als Beginn wurde der 01. Mai 2013 
festgelegt. Die Übergabe der Mieträume sollte im Hinblick auf noch durchzuführende Renovierungs- 
und Sanierungsarbeiten spätestens bis Ende 2013 erfolgen.  
 
Die Mieter beteiligten sich an den Renovierungs- und Sanierungsarbeiten mit einem Kostenbeitrag 
von rund € 65.000,00. Der Umzug in das Einfamilienhaus erfolgte anschließend in Etappen bis zum 
05. Dezember 2014 (Ummeldung im Melderegister). Mit notariellem Vertrag vom 09. Juli 2015 über-
trug der Steuerpflichtige dann das Mietobjekt – mit Wirkung zum 01. Januar 2016 – im Wege der vor-
weggenommenen Erbfolge auf seinen Sohn.  
 
Das Finanzamt, das die Werbungskostenüberschüsse in den Jahren 2013 bis 2015 (insgesamt über 
€ 450.000,00) zunächst anerkannt hatte, erfuhr von dieser unentgeltlichen Übertragung erst bei den 
Veranlagungsarbeiten der Steuererklärung 2016. Als Folge ging es von einer von vornherein nur 
begrenzten Mietzeit und einer fehlenden Überschusserzielungsabsicht aus und änderte die bestands-
kräftigen Einkommensteuerbescheide 2013 bis 2015 gemäß § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO.  
 
Vor dem Finanzgericht Niedersachsen ging es nun um den Einkommensteuerbescheid 2015 und um 
die Frage, ob dieser (nachträglich) geändert werden durfte. Denn der Steuerpflichtige argumentierte, 
dass die Übertragung auf einem später gefassten Entschluss wegen neuer Umstände (Geburt des 
Enkels verbunden mit finanziellen Engpässen bei den Mietern) beruht habe. 
 
Das Finanzgericht Niedersachsen wies die Klage ab. Zwar bestanden beim Abschluss des Mietver-
trags noch keine Anzeichen für eine von vornherein bestehende zeitliche Begrenzung der Ver-
mietungsabsicht. Dennoch sprach sich das Finanzgericht gegen eine Einkünfteerzielungsabsicht und 
damit gegen eine Anerkennung der Verluste aus. Dabei berief sich das Finanzgericht auf die Recht-
sprechung des BFH, wonach die Regelvermutung der Überschusserzielungsabsicht nicht anzu-
wenden ist, wenn der Steuerpflichtige das Objekt in engem zeitlichen Zusammenhang mit der An-
schaffung / Herstellung (regelmäßig bis zu fünf Jahren) veräußert, selbst nutzt oder unentgeltlich 
überträgt. 
 
Das sich aus der Übertragung innerhalb des 5-Jahreszeitraums ergebende Indiz für eine fehlende 
Dauervermietungsabsicht kann vom Steuerpflichtigen grundsätzlich widerlegt werden. Dabei muss er 
Umstände darlegen und nachweisen, dass er den Entschluss zur Veräußerung, Selbstnutzung oder 
unentgeltlichen Übertragung erst nachträglich gefasst hat. Der BFH hat ein solches Widerlegen etwa 
akzeptiert bei einer Veräußerung nach vier Jahren wegen Trennung der Eheleute oder einer Selbst-
nutzung aufgrund eingetretener schwerer Erkrankung des Ehegatten. Im Streitfall gelang es aber 
offensichtlich nicht, das für eine fehlende Dauervermietungsabsicht sprechende Indiz zu widerlegen.  
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Kinderbetreuungskosten . Anforderungen an die Übertragung des Betreuungsfrei-
betrags 
 
Jeder Elternteil hat grundsätzlich Anspruch auf den Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- 
oder Ausbildungsbedarf des Kindes (BEA-Freibetrag) in Höhe von € 1.320,00. Sind die Voraus-
setzungen für die Zusammenveranlagung aber nicht erfüllt, kann der Elternteil, bei dem das 
minderjährige Kind gemeldet ist, beantragen, dass ihm der BEA-Freibetrag des anderen Elternteils 
übertragen wird. Zu den Voraussetzungen hat sich nun das Finanzgericht Niedersachsen am 
19. Februar 2020 geäußert.  
 
Im Streitfall hatte der Kindesvater mit seiner geschiedenen Ehefrau (Kindesmutter) vor dem Familien-
gericht ein Umgangsrecht dergestalt vereinbart, dass er seinen Sohn in einem wöchentlichen 
Rhythmus jedes zweite Wochenende samstags um 10.00 Uhr abholt und sonntags um 16.00 Uhr 
zurückbringt. Die einfache Entfernung zwischen den Wohnorten betrug 163 km.  
 
Ein BEA-Freibetrag für seinen Sohn wurde in den Einkommensteuerbescheiden für 2016 und 2017 
nicht berücksichtigt, weil die Mutter beantragt hatte, diesen auf sie zu übertragen. Das Finanzamt war 
der Meinung, der vom Vater geltend gemachte Betreuungsumfang (2016: 45 Tage; 2017: 55 Tage) sei 
nicht ausreichend. Das Finanzgericht Niedersachsen war da anderer Meinung.  
 
Hintergrund: Nach § 32 Abs. 6 Satz 9 EStG scheidet eine Übertragung des BEA-Freibetrags aus, 
wenn der Übertragung widersprochen wird, weil der Elternteil, bei dem das Kind nicht gemeldet ist, 
Kinderbetreuungskosten trägt oder das Kind regelmäßig in einem nicht unwesentlichen Umfang 
betreut. 
 
Bei der Auslegung des Tatbestandsmerkmals der „nicht unwesentlichen“ Betreuung folgte das Finanz-
gericht Niedersachsen den Grundsätzen der Rechtsprechung des BFH aus 2017. Danach bestehen 
grundsätzlich aus Vereinfachungsgründen keine Bedenken, bei einem zeitlichen Betreuungsanteil von 
jährlich durchschnittlich 10 % von einem ausreichenden Betreuungsumfang auszugehen. 
 
Im Streitfall war zwischen den Beteiligten strittig, wie die 10 %-Grenze in zeitlicher Hinsicht zu 
bestimmen ist und ob in diesem Zusammenhang auch Tage voll mitzählen, an denen das Kind nur an 
einem Teil des Tages betreut wird. Hierzu hat das Finanzgericht zugunsten des Vaters entschieden. 
 
Danach zählen einzelne Betreuungstage auch dann mit, wenn die Betreuungszeit nicht volle 
24 Stunden umfasst. Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Betreuungszeit – wie im Streitfall –deutlich 
mehr als zwölf Stunden beträgt und damit über reine Besuchszwecke deutlich hinausgeht. Alles 
andere würde ggf. auf eine stundengenaue Protokollierung hinauslaufen und damit den vom BFH 
verfolgten Vereinfachungszweck konterkarieren. 
 
Selbst wenn der zeitliche Betreuungsanteil die Wesentlichkeitsgrenze von 10 % unterschreitet, kann 
sich aus den Umständen ergeben, dass der Betreuungsanteil auch in diesem Fall als nicht unwesent-
lich anzusehen ist (im Streitfall: große Entfernung zwischen den Wohnorten des Vaters und der 
Mutter, die die Betreuungszeiten in der Regel auf die Wochenenden, Feiertage und Urlaubszeiten 
beschränkt). 
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Umsatzsteuer . Übernommene Umzugskosten durch den Arbeitgeber 
 
Übernimmt ein Unternehmen die Umzugskosten seiner Arbeitnehmer wegen einer konzerninternen 
Funktionsverlagerung aus dem Ausland in das Inland, ist nach Ansicht des BFH (Urteil vom 
06. Juni 2019) ein Vorsteuerabzug möglich, wenn ein übergeordnetes betriebliches Interesse an dem 
Umzug besteht. Die Finanzverwaltung hat auf dieses Urteil nun reagiert und den Umsatzsteuer-
Anwendungserlass (UStAE) insoweit angepasst.  
 
Nicht steuerbare Leistungen liegen vor, wenn betrieblich veranlasste Maßnahmen zwar auch die 
Befriedigung eines privaten Bedarfs der Arbeitnehmer zur Folge haben, diese Folge aber durch die 
mit den Maßnahmen angestrebten betrieblichen Zwecke überlagert wird.  
 
Nach dem neuen Abschnitt 1.8 Abs. 4 Satz 3 Nr. 12 UStAE gehört hierzu nun auch die Übernahme 
von Umzugskosten durch den Arbeitgeber für die hiervon begünstigten Arbeitnehmer, wenn die 
Kostenübernahme im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse des Arbeitgebers liegt. 
 
Tipp: Auch bei einem dominierenden Arbeitgeberinteresse ist ein Vorsteuerabzug regelmäßig nur 

dann zulässig, wenn die umzugsbezogenen Leistungen vom Arbeitgeber selbst und für eigene 
Rechnung beauftragt wurden. Der Arbeitgeber muss also der vertragliche Leistungsempfänger 
der umzugsbezogenen Leistungen sein (vgl. Abschnitt 15.2b Abs. 1 UStAE). 

 
 
Erbschaftsteuer . Abzug von vergeblichen Prozesskosten  
 
Kosten eines Zivilprozesses, in dem ein Erbe vermeintliche zum Nachlass gehörende Ansprüche des 
Erblassers geltend gemacht hat, können nach einer Entscheidung des BFH vom 06. November 2019 
als Nachlassregelungskosten bei der Erbschaftsteuer abzugsfähig sein.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der 1999 verstorbene Erblasser hatte 1995 einem städtischen Museum seine Porzellansammlung 
geschenkt. Die Erben forderten nach seinem Tod von der Stadt die Rückgabe der Sammlung mit der 
Begründung, dass der Erblasser bei der Schenkung nicht mehr geschäftsfähig gewesen sei. 
 
Die Klage und die eingelegten Rechtsmittel waren jedoch erfolglos und die Erben blieben auf den 
Prozesskosten sitzen. Sie machten daher die Kosten bei der Erbschaftsteuer als Nachlassver-
bindlichkeit steuermindernd geltend. Weil dies vom Finanzamt jedoch abgelehnt wurde, zogen die 
Erben erneut vor Gericht – und diesmal mit Erfolg. 
 
Der BFH begründete seine Entscheidung mit der Regelung des § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 ErbStG. 
Danach sind als Nachlassverbindlichkeiten u. a. die Kosten abzugsfähig, die dem Erwerber unmittel-
bar im Zusammenhang mit der Regelung des Nachlasses oder mit der Erlangung des Erwerbs ent-
stehen.  
 
Zu diesen Ausgaben können auch Kosten zählen, die der Erbe durch die gerichtliche Geltend-
machung von (vermeintlichen) zum Nachlass gehörenden Ansprüchen des Erblassers zu tragen hat. 
Die Kosten müssen in engem zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit dem Erwerb von Todes 
wegen stehen und dürfen nicht erst durch die spätere Verwaltung des Nachlasses anfallen.  
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Vergebliche Prozesskosten für die Rückholung der Porzellansammlung des Erblassers sind daher 
grundsätzlich abzugsfähig. Sie müssen aber im Einzelnen nachgewiesen werden. Das Gleiche gilt für 
die Kosten der anwaltlichen Vertretung. 
 
Dagegen ist der Abzug von Prozesskosten ausgeschlossen, die dem Erben entstanden sind, weil er 
Schadenersatz wegen verspäteter Räumung und Herausgabe einer geerbten Wohnung vom Mieter 
verlangt hat. Bei diesen Ausgaben handelt es sich um nicht abzugsfähige Kosten der Nachlassver-
wertung (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 3 ErbStG). 
 
 
Sozialversicherungsrecht . Kurzfristige Beschäftigung: Erhöhte Zeitgrenzen bis 
zum 31.10.2020 und die Folgen 
 
Durch das Sozialschutz-Paket vom 27. März 2020 wurden die Zeitgrenzen für eine sozialver-
sicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung übergangsweise vom 01. März bis zum 31. Oktober 2020 
von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen auf fünf Monate oder 115 Arbeitstage angehoben. Hier stellt 
sich nun u. a. die Frage, welche Zeitgrenze gilt, wenn eine Beschäftigung über den 31. Oktober 2020 
hinausgeht. 
 
Ab dem 01. November 2020 liegt eine kurzfristige Beschäftigung nur noch dann vor, wenn die 
Beschäftigung unter Berücksichtigung von Vorbeschäftigungszeiten seit ihrem Beginn in 2020 auf 
längstens drei Monate bzw. 70 Arbeitstage befristet ist. 
 
Beispiel: A beginnt zum 01. Juli 2020 eine Beschäftigung. Die Anstellung ist bis zum 
30. November 2020 befristet.  
 
Mit Beschäftigungsbeginn liegt eine kurzfristige Beschäftigung vor, da die erhöhten Zeitgrenzen anzu-
wenden sind. Zum 01. November 2020 ist die Beschäftigung neu zu beurteilen. Da hier wieder die 
„alten“ Grenzen gelten, liegt ab dem 01. November 2020 keine kurzfristige Beschäftigung mehr vor. 
 
 
Arbeits- und Sozialrecht . Gesetzliche Neuerungen im August 
 
Nach Deutschland entsandte Arbeitnehmer 
 
Aus der geänderten EU-Entsenderichtline geht hervor, dass nach Deutschland entsandte Beschäftigte 
von August 2020 an einen Anspruch auf einen Tariflohn haben. Zudem erhalten sie Weihnachts- und 
Urlaubsgeld, Schmutz- und Gefahrenzulagen. Reisekosten für Dienstreisen im Inland übernehmen die 
Unternehmen – Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten dürfen nicht auf den Mindestlohn 
angerechnet werden. Grundsätzlich gelten für Beschäftigte aus dem Ausland künftig nach 
zwölf Monaten Beschäftigung alle in Deutschland vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen. Eine 
Ausnahme sind die Fernfahrer. Am 30.07.2020 ist das Gesetz in Kraft getreten. 
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Auszubildende 
 
Die Bedarfssätze und Einkommensfreibeträge für die Berufsausbildungsbeihilfe werden ab dem 
01.08.2020 erhöht. Zudem steigen das Ausbildungsgeld für junge Menschen mit Behinderung sowie 
die Kinderbetreuungskosten während einer Berufsausbildung oder einer berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahme. Aber auch Unternehmen, die eine betriebliche Einstiegsqualifizierung durchführen 
profitieren durch höhere Zuschüsse zur Vergütung. 
 
Aufstiegs-BaföG 
 
Mit der Reform des Aufstiegs-BaföG verdoppelt sich zum einen der Zuschuss zum Unterhaltsbeitrag, 
zum anderen erhöht sich der Kinderbetreuungszuschlag für Alleinerziehende von € 130,00 auf 
€ 150,00. Außerdem sind ab August 2020 die Möglichkeiten zur Stundung oder zum Erlass bei der 
Rückzahlung der erhaltenen BAföG-Mittel nun größer. Des Weiteren ist eine Förderung bis zum 
„Master-Niveau" über alle Stufen der beruflichen Qualifizierung hinweg nunmehr möglich. 
 
 
Markenrecht . Hat Bestand – Markenschutz für Schokoladen-Quadrat bleibt 
 
BGH, Beschluss vom 23.07.2020, Az: I ZB 42/19; I ZB 43/19 
 
Der BGH hat einen über Jahre andauernden Markenrechtsstreit zu Gunsten des Schokoladen-
herstellers „Ritter Sport“ entschieden. Damit bleibt „Ritter Sport“ die einzige quadratische Schokolade. 
 
Für die Ritter Schönbuch Vermögensverwaltungs GmbH & Co. KG sind seit 1996 und 2001 zwei 
dreidimensionale Formmarken für die Ware „Tafelschokolade" registriert. Sie zeigen in zwei ver-
schiedenen Größen jeweils die Vorderseite und die Rückseite einer Verpackung mit einer quadra-
tischen Grundfläche sowie zwei seitlichen Verschlusslaschen und einer weiteren Verschlusslasche auf 
der Rückseite. Dabei handelt es sich um die Verpackungen der Tafelschokoladen „Ritter Sport" und 
„Ritter Sport Minis". 
 
Gegen diesen Markenschutz versuchte Konkurrent „Milka“ seit über zehn Jahren vorzugehen und den 
Markenschutz zu kippen. Die Anträge von „Milka“ auf Löschung der Marken wurde zunächst vom 
Deutschen Patent- und Markenamt zurückgewiesen, das Bundespatentgericht (BPatG) hatte jedoch 
im nachfolgenden Verfahren die Löschung der Marken angeordnet. Nach Ansicht des BPatG seien die 
Zeichen nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 MarkenG von der Eintragung ausgeschlossen, weil sie ausschließlich 
aus einer Form bestünden, die durch die Art der Ware selbst bedingt sei. 
 
Hiergegen legte „Ritter Sport“ Rechtsbeschwerden zum BGH ein. Dieser hob in ersten Ent-
scheidungen die Entscheidung des BPatG auf und verwiese die Sache dorthin zurück. Der BGH führte 
in dieser Entscheidung aus, dass, das Schutzhindernis des § 3 Abs. 2 Nr. 1 MarkenG nicht vorliege. 
Das BPatG hatte deshalb die von ihm offengelassene Frage zu prüfen, ob das Eintragungshindernis 
des § 3 Abs. 2 Nr. 3 MarkenG bestehe. Danach sind Zeichen, die ausschließlich aus einer Form 
bestehen, die der Ware einen wesentlichen Wert verleiht, dem Schutz als Marke nicht zugänglich. Das 
BPatG hatte daraufhin angenommen, dieses Schutzhindernis liege nicht vor, sodass die Beschwerden 
von „Milka“ dort nunmehr zurückgewiesen wurden.  
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„Milka“ wollte auch diese Entscheidung nicht akzeptieren und legte hiergegen Rechtsbeschwerden 
beim BGH ein. Dieser wies die Rechtsbeschwerden nunmehr zurück. Nach Ansicht des BGH seien 
die Löschungsanträge von „Milka“ nicht berechtigt. Die eingetragenen Marken würden nicht aus-
schließlich aus einer Form bestehen, die der Ware wesentlichen Wert verleihe. Das einzige wesent-
liche Merkmal der als Marken eingetragenen Warenverpackungen seien deren quadratische Grund-
flächen. Diese verliehen der in den Verpackungen vertriebenen Tafelschokolade keinen wesentlichen 
Wert. Maßgeblich für die insoweit erforderliche Beurteilung seien Beurteilungskriterien wie die Art der 
in Rede stehenden Warenkategorie, der künstlerische Wert der fraglichen Form, ihre Andersartigkeit 
im Vergleich zu anderen auf dem jeweiligen Markt allgemein genutzten Formen, ein bedeutender 
Preisunterschied gegenüber ähnlichen Produkten oder die Ausarbeitung einer Vermarktungsstrategie, 
die hauptsächlich die ästhetischen Eigenschaften der jeweiligen Ware hinausreiche, so die Bundes-
richter. 
 
Das Schutzhindernis liege vor, wenn aus objektiven und verlässlichen Gesichtspunkten hervorgehe, 
dass die Entscheidung der Verbraucher, die betreffende Ware zu kaufen, in hohem Maß durch dieses 
Merkmal bestimmt werde. Auf der Grundlage der vom Bundespatentgericht getroffenen Fest-
stellungen könne nicht angenommen werden, dass die Entscheidung der Verbraucher, die in den 
quadratischen Verpackungen vertriebene Tafelschokolade zu kaufen, in hohem Maße dadurch 
bestimmt werde, dass diese Verpackungsform der Schokolade einen wesentlichen Wert verleihe. 
Nach den Feststellungen des Bundespatentgerichts habe die quadratische Form der Verpackung 
keinen besonderen künstlerischen Wert und führt auch nicht zu bedeutenden Preisunterschieden 
gegenüber ähnlichen Produkten. 
 
„Ritter Sport“ verfolge zwar eine Vermarktungsstrategie, in der sie die quadratische Form der 
Verpackung mit dem bekannten Werbespruch „Quadratisch. Praktisch. Gut." herausstelle. Dies könne 
zwar dazu führen, dass die Entscheidung der Verbraucher, die Schokolade zu erwerben, durch die 
quadratische Form der Verpackung bestimmt werde, weil die Verbraucher darin einen Hinweis auf die 
Herkunft der Schokolade aus einem bestimmten Unternehmen sähen und damit bestimmte Qualitäts-
erwartungen verbinden würden. Darauf komme es aber nicht an. Vom Markenschutz ausgeschlossen 
sei die Form einer Ware oder einer Verpackung nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 MarkenG nur dann, wenn sie 
der Ware einen wesentlichen Wert verleiht. Dafür bestünden im Fall der hier in Rede stehenden 
quadratischen Tafelschokolade-Verpackungen keine Anhaltspunkte, so der BGH. 
 
 
Vertragsrecht . Genau hingesehen – Keine Haftung der Betriebsschließungsver-
sicherung wegen Corona 
 
OLG Hamm, Beschluss vom 15.07.2020, Az.: 20 W 21/20 
 
In einem einstweiligen Rechtsschutzverfahren hat das OLG Hamm entschieden, dass kein Ver-
sicherungsschutz im Rahmen einer Betriebsschließungsversicherung wegen des Corona-Virus 
besteht, sofern ausdrücklich für „nur die im Folgenden aufgeführten (vgl. §§ 6 und 7 IfSG)" Krank-
heiten und Krankheitserreger, haften wird und sind weder Covid-19 noch Sars-Cov-2 genannt sind. 
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Die Klägerin hatte als Inhaberin einer Gaststätte mit einem Versicherer einen Versicherungsvertrag 
über eine Betriebsschließungsversicherung abgeschlossen. Der Vertragsschluss erfolgte jedoch vor 
den Änderungen der Rechtslage in diesem Jahr, insbesondere vor dem 23.05.2020 (dem Zeitpunkt 
des In-Kraft-Tretens einer Änderung des Infektionsschutzgesetzes [IfSG] angesichts der Corona-
Pandemie) und auch vor der Verordnung über die Ausdehnung der Meldepflicht vom 30.01.2020.  
 
Wegen der Corona-Pandemie sah sich die Klägerin gezwungen, ihren Betrieb zu schließen. Als die 
Versicherung eine Deckungszusagen verweigerte, verlangte die Klägerin von der Versicherung mit 
ihrem gerichtlichen Eilantrag einen Betrag von fast € 27.000,00 aus diesem Vertragsverhältnis. Der 
Antrag wurde vom Landgericht Essen mit Beschluss zurückgewiesen.  
 
Die hiergegen eingelegte sofortige Beschwerde blieb auch vor dem OLG erfolglos. Das LG habe den 
Antrag zu Recht zurückgewiesen. Insbesondere der von der Gastronomin geltend gemachte Anspruch 
auf Leistungen aus der Betriebsschließungsversicherung bestehe nicht, so die Richter. Die Auf-
zählung der „versicherten" Krankheiten und Krankheitserreger in den vereinbarten Versicherungsbe-
dingungen sei nach Ansicht des Gerichts abschließend. Der Wortlaut in dem Versicherungsvertrag 
„nur die im Folgenden aufgeführten (vgl. §§ 6 und 7 IfSG)" und die anschließende ausführliche 
Auflistung einer Vielzahl von Krankheiten und Erregern mache dem – für die Auslegung maßgeblichen 
– durchschnittlichen Versicherungsnehmer deutlich, dass der Versicherer nur für die benannten, vom 
Versicherer einschätzbaren Risiken einstehen wolle. Der Hinweis „vgl. §§ 6 und 7 IfSG" könne vor 
diesem Hintergrund nicht dahin verstanden werden, dass der Versicherer auch für eine spätere 
Erweiterung des Gesetzes Versicherungsschutz gewähren würde. 
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